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Kulturkrieg
und Rassenspaltung

Um sich die Wiederwahl zu sichern, setzt US-Präsident Donald Trump auf Polarisierung.
Sein Herausforderer Joe Biden hingegen präsentiert sich in der aufgeheizten Supermacht als Staatsmann.

Ein Gastbeitrag von Manfred Berg

G
inge es nach den Mei-
nungsforschern und den
Kolumnisten der liberalen
US-Medien, ist die Präsi-

dentschaftswahl im November
bereits entschieden. Donald Trumps
Zustimmungsraten sind so schlecht
wie die von Jimmy Carter 1980 und
George H.W. Bush 1992 – die beiden
letzten US-Präsidenten, die nach nur
einer Amtszeit abgewählt wurden.
Angesichts seines chaotischen
Managements der Corona-Krise
bekennt nur noch ein gutes Viertel
der Wählerinnen und Wähler, Ver-
trauen in die Führungsstärke des Prä-
sidentenzuhaben.ZwarkannTrump
nach wie vor auf den harten Kern sei-
ner Anhängerschaft zählen, aber die
weißen Wähler der Vororte, bei
denen er 2016 unerwartet gut abge-
schnitten hatte, kehren ihm den
Rücken. Sein Herausforderer Joe
Biden führt landesweit und in den
entscheidenden Swing States mit bis
zu zehn Prozentpunkten, ohne dass
der Senator dafür viel tun musste.

Dabei hatte das Wahljahr für
Trump recht hoffnungsvoll begon-
nen. Die Wirtschaftsdaten zeigten
nach oben, und bei den Demokraten
war kein charismatischer Herausfor-
derer vom Schlage eines Bill Clinton
oder Barack Obama in Sicht. Mit dem
Bonus des Amtsinhabers, spekulier-
ten Trumps Berater, könne er das
Kunststück von 2016 wiederholen
und sich eine knappe Mehrheit im
Wahlkollegium, wenn nicht gar der
Wähler sichern. Aber dann machten
das Corona-Virus und der gewaltsa-
me Tod des Afroamerikaners George
Floyd Ende Mai nach seiner Festnah-
me durch weiße Polizisten in Min-
neapolis dem Präsidenten einen
Strich durch die Rechnung.

Tiefe Gräben
In beiden Krisen hat er sich den He-
rausforderungen seines Amtes we-
der intellektuell noch charakterlich
gewachsen gezeigt. Trump verharm-
loste die Pandemie, machte sich mit
bizarren medizinischen Ratschlägen
wichtig und forderte die Bürger gar
zum Widerstand gegen behördliche
Einschränkungen auf. Auf die Pro-
teste gegen rassistische Polizeige-
walt fielen ihm außer Law-and-Or-
der-Parolen und der Forderung
nach Einsatz der US-Armee nichts
ein. Trumps klägliches Versagen als
Krisenmanager, so hoffen seine Geg-
ner, werde vielen Protestwählern,
die ihm 2016 aus Wut auf die libera-
len Eliten und das „System“ ihre
Stimme gaben, endgültig die Augen
öffnen.

Doch wäre es voreilig, Trump be-
reits abzuschreiben. Auch im Som-
mer 2016 lag er in den Meinungsum-

fragen scheinbar aussichtslos zu-
rück, und selbst viele Republikaner
redeten nur noch davon, wie hoch er
verlieren werde. Mit Recht sind die
Auguren daher vorsichtiger gewor-
den. In diesem Jahr jedoch dürfte
Trump ein Comeback sehr viel
schwerer fallen. Nach fast vier Jah-
ren im Weißen Haus kann er sich
nicht mehr als Außenseiter präsen-
tieren, der verspricht, den „Sumpf
trockenzulegen“. Und sein Gegen-
kandidat mag vielen Amerikanern
zwar als Mann von gestern erschei-
nen, aber Biden ist für gemäßigte Re-
publikaner und die weiße Arbeiter-
schaft, die Trump 2016 zum Sieg in

den Staaten des Rostgürtels verhol-
fen hatte, weit attraktiver als die ver-
hasste Hillary Clinton.

Angesichts der außer Kontrolle
geratenen Corona-Lage darf Donald
Trump nicht auf eine rasche wirt-
schaftliche Erholung hoffen, die er
als seinen Erfolg verkaufen könnte.
Also spielt er das Spiel, das er am bes-
ten beherrscht und dem er seinen
politischen Siegeszug verdankt:
hemmungslose Polarisierung. Seit
Jahrzehnten sind die Gräben zwi-
schen dem liberalen, multiethni-
schen und dem konservativen, über-
wiegend weißen Amerika immer tie-
fer geworden, aber Trump hat Spal-

tung und Konfrontation auf die Spit-
ze getrieben. Auch die Corona-Krise
hat das Land nicht geeint; im Gegen-
teil, das Maskentragen ist zum welt-
anschaulichen Bekenntnis gewor-
den. Ob Trumps jüngste Kehrtwen-
de diejenigen, denen er monatelang
erzählt hat, die Maßnahmen zur Ein-
dämmung der Seuche bedrohten
ihre Freiheit, umstimmen kann, ist
zweifelhaft.

Trump setzt alles daran, seine Ba-
sis durch Kulturkriege und Rassen-
spaltung zu mobilisieren. Der Plan
kann durchaus aufgehen. Wenn die
Proteste gegen rassistische Polizeige-
walt weiter eskalieren, wenn gar grö-

ßere Unruhen ausbrechen, steigen
Trumps Chancen, sich als Law-and-
Order-Präsident zu profilieren. In
Portland, Oregon, wohin Trump ge-
gen den Willen der lokalen Behörden
Bundespolizei geschickt hat, kommt
es seit Wochen jede Nacht zu Ausei-
nandersetzungen zwischen De-
monstrantenunddenOrdnungskräf-
ten. Im Moment hat die antirassisti-
sche Protestbewegung noch breite
Sympathien in der US-Bevölkerung,
aber dies kann sich schnell ändern.

Joe Biden hat bisher wenig falsch
gemacht, doch bald wird er die kom-
fortable Rolle des Zuschauers aufge-
ben müssen. Manche Beobachter be-
zweifeln, dass der gesundheitlich fra-
gile Kandidat in der zu erwartenden
Schlammschlacht Trumps demago-
gischer Raffinesse gewachsen sein
wird. Zudem steht der Demokrat vor
derHerausforderung,denlinkenPar-
teiflügel durch personelle und politi-
sche Zugeständnisse einzubinden,
ohne die gemäßigten Wähler zu ver-
prellen. In diese Flanke versucht
Trump zu stoßen. Seit Monaten ver-
höhnt er „Sleepy Joe“ („Müder Joe“)
als Marionette der radikalen Linken,
die Amerika in den Sozialismus füh-
renundseinerstolzen Geschichte be-
rauben wolle.

Angst vor Bürgerkrieg?
Auch dieses Kalkül ist nicht chan-
cenlos. Es gilt als ausgemacht, dass
Biden eine Afroamerikanerin als
Kandidatin für die Vizepräsident-
schaft nominieren wird. Für Trump
ist dies eine willkommene Gelegen-
heit, Ängste vor schwarzem Radika-
lismus zu schüren. Und so dringend
die USA eine Reform der Polizei und
der Strafjustiz brauchen: Die Forde-
rung nach Abschaffung der Polizei,
wie sie radikale Aktivisten erheben,
spielt Trump ebenso in die Karten
wie der Furor, mit dem die Linke die
amerikanische Geschichte vom Erbe
des Rassismus säubern will.

Vor vier Jahren gewann Donald
Trump die Wahl vor allem deshalb,
weil er sträflich unterschätzt wurde.
Auch jetzt verströmen manche
Kommentare die fahrlässige Zuver-
sicht, am 3. November 2020 werde
sich zeigen, dass Trumps Präsident-
schaft nur ein verrückter Betriebs-
unfall der Geschichte war. Doch an-
gesichts der scharfen ideologischen
Spaltung des Landes kann sich die-
ser Unfall wiederholen. Sollte es wie-
der so knapp werden wie 2016, sollte
der Wahlausgang gar so umstritten
sein wie 2000, dann wollen Pessimis-
ten selbst einen zweiten Bürgerkrieg
nicht ausschließen.
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Wähler (US-Bürger, mindestens
18 Jahre, ohne Vorstrafen)...

...entscheiden,
für welchen Präsident-
schaftskandidaten
die Wahlmänner ihres
Bundesstaats stimmen
sollen.

Mehrheitswahlrecht:
Der Kandidat mit
den meisten Stimmen
gewinnt alle Wahl-
männer des Staates.*

Ergebnis
der Wahl 2016

Die Stimmzettel werden
an den Präsidenten
des US-Senats gesendet.

Der Präsident zieht für
die nächsten vier
Jahre ins Weiße Haus.

Der künftige Präsident
braucht mindestens
270 Stimmen
der 538 Wahlmänner.

Wählerstimmen werden
ausgezählt und das
Ergebnis verkündet.

538 Wahlmänner aus den 50 Bundesstaaten und
dem Bundesdistrikt

Die Wahlmänner treffen sich in ihrem Bundesstaat.
Sie geben ihre Stimmen für einen Kandidaten ab. Je nach
Landesgesetz sind sie an das Wählervotum gebunden
oder nicht.

Gemeinsame Sitzung von Senat und Repräsentantenhaus
im US-Kongress

Amtseid des Präsidenten
gebürtiger Amerikaner, mind. 35 Jahre alt
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Demokraten
Republikaner

Wie wird der US-Präsident gewählt?

CHRONIK

4. Juli 1776: Die britischen Kolo-
nien in Nordamerika erklären nach
zwei Jahrhunderten der Besiedlung
durch Europäer ihre Unabhängig-
keit.

Januar 1789: George Washington
wird zum ersten Präsidenten der
Vereinigten Staaten von Amerika
gewählt.

1861 bis 1865: Das Land ist poli-
tisch, wirtschaftlich und sozial
gepalten. Nach der Wahl des Skla-
vereigegners Abraham Lincoln zum
Präsidenten verlassen elf Südstaa-
ten den Staatenbund und gründen
eine eigene Konföderation. Am 12.
April 1861 beginnt der Amerikani-
sche Bürgerkrieg zwischen Süd-
und Nordstaaten. Der Norden siegt,
die Verlierer werden wieder in die
Union eingegliedert.

18. Dezember 1865: Als Folge
des Krieges wird Sklaverei auf dem
gesamten Gebiet der Vereinigten
Staaten mit dem 13. Zusatzartikel
zur Verfassung verboten.

6. April 1917: Die Vereinigten
Staaten erklären dem Deutschen
Reich den Krieg und treten in den
Ersten Weltkrieg ein.

7. Dezember 1941: Japanische
Marineluftstreitkräfte überfallen
mit einem Überraschungsangriff
das Hauptquartier der amerikani-
schen Pazifikflotte Pearl Harbor.
Einen Tag später erklärt Amerika
Japan den Krieg und wird damit
Teil des Zweiten Weltkriegs. Am 11.
Dezember 1941 folgt die Kriegser-
klärung von Deutschland und Ita-
lien gegenüber den USA.

Ab 1945: Amerika geht als Sieger
des Zweiten Weltkriegs hervor. Die
neue Weltordnung führt zum Kal-
ten Krieg, in dem sich das kapitalis-
tische Amerika als westliche Welt-
macht und der Ostblock unter der
Führung der kommunistischen
Sowjetunion gegenüberstehen.

Ab 1955: Der Vietnamkrieg
beginnt. Er fordert fünf Millionen
vietnamesische Kriegsopfer, fast
60 000 US-Soldaten fallen in dem
Stellvertreterkrieg. Im März 1973
ziehen die USA alle Truppen ab. Es
ist die erste militärische Niederlage
in der Geschichte der Vereinigten
Staaten.

1964: Mit dem Civil Right Act und
dem Voting Right Act erhalten Afro-
amerikaner wesentliche Bürger-
und Wahlrechte. Die über Jahrhun-
derte andauernde Rassentrennung
in den Vereinigten Staaten endet.

1991: Die USA führen im Ersten
Golfkrieg ein Militärbündnis gegen
den Irak an.

11. September 2001: Mitglieder
des Terrornetzwerks Al-Quaida ent-
führen vier Verkehrsflugzeuge und
lenken zwei davon in einem Selbst-
mordanschlag in das World Trade
Center in New York und ein weite-
res in das Pentagon in Arlington,
Virginia. Fast 3000 Menschen ster-
ben bei den Anschlägen. Präsident
George W. Bush ruft Tage danach
den „Krieg gegen den Terror“ aus.

15. Dezember 2008: Barack
Obama wird als erster Afroamerika-
ner der US-Geschichte zum Präsi-
denten gewählt.

Januar 2017: Donald Trump zieht
als 45. Präsident der USA in das
Weiße Haus ein. chk
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